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Ergebnisse des Praxischecks „Genehmigung Schwerlasttransporte“ 

1. Praxischecks im BMWK 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) verfolgt mit Praxischecks 

einen neuen Ansatz, um bürokratische Hemmnisse effektiv abzubauen. Die punktuelle 

Änderung einzelner Paragrafen reicht für einen spürbaren Bürokratieabbau nicht aus. Deshalb 

hat das BMWK mit dem Instrument „Praxischeck“ ein Verfahren entwickelt, bei dem in engem 

Austausch mit betroffenen Unternehmerinnen und Unternehmern, Verwaltungen und anderen 

Expertinnen und Experten Hemmnisse und Lösungsansätze für einzelne Fallkonstellationen 

und Investitionsvorhaben identifiziert werden. Dabei steht die Perspektive der Anwenderinnen 

und Anwender im Vordergrund. 

 

2. Praxischeck „Genehmigung Schwerlasttransporte“ 

Einen solchen Praxischeck hat die Hamburger Behörde für Wirtschaft und Innovation (BWI) 

mit Unterstützung der Finanzbehörde Hamburg und in Kooperation mit dem BMWK am 

22.4.2024 für Genehmigungsverfahren von straßengeführten Groß- und 

Schwerlasttransporten (kurz: „GST“) durchgeführt.  

Der Hamburger Senat ist mit dem Bürgerschaftlichen Ersuchen 22/13327 aufgefordert worden, 

einen Stakeholder-Dialog mit Wirtschaftsverbänden, Kammern und Unternehmen 

durchzuführen, um Maßnahmen zum Bürokratieabbau identifizieren zu können. In dem von 

der Behörde für Wirtschaft und Innovation initiierten Dialog im Februar wurden im Folgenden 

Prozesse gefunden, die einem Praxischeck unterzogen werden sollen. Zu diesen Prozessen 

gehört neben Anträgen nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImschG) und der 

Realisierung von Beschäftigungsverhältnissen für nicht EU-Bürgerinnen und Bürger das 

Genehmigungsverfahren für straßengeführte Groß- und Schwerlasttransporte in Hamburg 

(kurz: „GST“).  

Als weiteren Schritt zum Bürokratieabbau hatte der Praxischeck das Ziel, insbesondere das 

Zusammenspiel von Antragstellerinnen und Antragsstellern und Vollzugsebene in Hamburg in 

den Blick zu nehmen – von der Antragstellung bis hin zum Genehmigungsbescheid. 

Gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern aus Unternehmen, Genehmigungs- und 

Fachbehörden aus Hamburg wurden der Genehmigungsprozess systematisch analysiert und 

Vereinfachungs- und Beschleunigungsmaßnahmen diskutiert. Der Praxischeck hat sich daher 

weitestgehend auf die Genehmigung von Transporten innerhalb der Zuständigkeit der 

Hansestadt Hamburg konzentriert und damit bundeslandübergreifende Transporte und die 

Durchführung dieser Transporte nicht gezielt beleuchtet. Diese Fragen könnten mit weiteren 

Bundesländern diskutiert werden.   
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Dennoch soll das Ergebnispapier eine bundesweite Wirkung erzielen. Denn jedes Bundesland 

muss bundesrechtliche Bestimmungen (zB Straßenverkehrsordnung – StVO) vollziehen. Die 

Bundesländer können dabei eigene Handlungsspielräume nutzen, um 

Genehmigungsverfahren zu vereinfachen bzw. zu beschleunigen. Das Ergebnispapier liefert 

geeignete Impulse hierfür.  

Das Ergebnispapier stellt keine Positionierung der BWI bzw. der FHH oder des BMWK dar. Es 

gibt die bürokratischen Hemmnisse und Lösungsansätze wieder, die von den Expertinnen und 

Experten aus der Praxis und des Vollzugs im Workshop geäußert wurden. 

Auf Bundesebene stehen das BMWK und das Bundesministerium für Digitales und Verkehr 

(BMDV) in engem Austausch, um den Genehmigungsprozess für GST zu entbürokratisieren 

und zu beschleunigen. In Fortführung einer interministeriellen Arbeitsgruppe hat die 

Ministerpräsidentenkonferenz mit Beschluss vom 06.11.2023 die weitere Ausarbeitung der 

vom BMWK/BMDV identifizierten Vereinfachungs- und Beschleunigungsmaßnahmen einer 

Ad-hoc Arbeitsgruppe GST innerhalb der Verkehrsministerkonferenz (VMK) übertragen. Diese 

AG tagt seit Februar 2024 auf Einladung des BMDV und unter Beteiligung des BMWK und vier 

engagierter Bundesländer. Der große Länderkreis wurde am 07.03.24 im Bund-Länder 

Fachausschuss Straßenverkehrsordnung (BLFA STVO) über erste straßenverkehrsrechtliche 

Maßnahmenvorschläge informiert. Über die Sommerpause wird die AG ihren Abschlussbericht 

mit allen Maßnahmenvorschlägen erarbeiten, eine Befassung der Verkehrsministerkonferenz 

ist für Herbst 2024 geplant. 

Die Freie und Hansestadt Hamburg begrüßt den Arbeitsfortschritt der Ad hoc Arbeitsgruppe 

GST und wird die Maßnahmenvorschläge im Rahmen der Verkehrsministerkonferenz nach 

Möglichkeit unterstützen.  

 

3. Ergebnisse 

Im Praxischeck „GST“ wurden von den Teilnehmenden die einzelnen Prozessschritte des 

Genehmigungsverfahrens betrachtet: (1) Antragserstellung und -einreichung, (2) 

Plausibilitätsprüfung der Antragsunterlagen, (3) Behördenbeteiligung im Anhörungsverfahren 

und (4) die Genehmigungsentscheidung. Dabei wurden 11 Maßnahmen zur Vereinfachung 

und Beschleunigung identifiziert. 

 

Die Zuständigkeit für die Umsetzung der Maßnahmenvorschläge verteilt sich wie folgt: 

• Bundesebene: 4 

• Gemeinsame Zuständigkeit von Bund und Land1: 5  

• Landesebene: 1 

                                                           
1 Zuständigkeiten der SG VEMAGS wurden ebenfalls hierunter kategorisiert. Die SG VEMAGS koordiniert den 
Betrieb und die Weiterentwicklung des VEMAGS-Gesamtsystems. In ihr sind die Länder, die Autobahn GmbH 
des Bundes und das BMDV vertreten.  
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• Genehmigungsbehörden der Länder: 1 

Die folgenden Maßnahmenvorschläge konzentrieren sich überwiegend auf Aspekte der 

Digitalisierung, Medienbruchfreiheit, Flexibilität innerhalb des Genehmigungsverfahrens und 

der rechtssicheren Anwendung der relevanten Rechtsnormen. Sie haben aus Sicht der 

beteiligten Expertinnen und Experten großes Beschleunigungs- und Vereinfachungspotential.  

 

(1) Routenplanung bei der Antragstellung 

Antragstellende Unternehmen müssen derzeit gemäß VwV StVO, zu § 29 Abs. 3 Rn. 102 

selbst eine Route für den Schwerlasttransport vorschlagen. Das digitale Antragsportal 

VEMAGS ermöglicht es bisher nicht, dass für die Abmessungen und Gewichte der Transporte 

über ein interaktives, vollautomatisiertes Kartentool geeignete Routen vorgeschlagen werden.  

Die Informationen über Routen, die für die spezifischen Ladungsmaße und -gewichte geeignet 

sind, liegen bei den Genehmigungsbehörden und zu beteiligenden Stellen.  Unternehmen 

schlagen daher häufig Routen vor, die nicht genehmigungsfähig sind. Wenn eine Route nicht 

genehmigt werden kann, erfolgt die Ablehnung des Antrags. Genehmigungsfähige 

Alternativrouten werden nach der Erfahrung der Unternehmen nicht vorgeschlagen.  Dies 

verursacht bei allen Verfahrensbeteiligten zusätzlichen Zeit-, Arbeits- und Kostenaufwand. 

Denn das Antragsverfahren muss vollständig erneut durchgeführt werden, mitsamt 

Anhörungen.   

Das Antragsverfahren könnte nach Ansicht der beteiligten Unternehmen deutlich beschleunigt 

und Fehlerquellen vermieden werden, wenn der Antrag für eine 

Schwerlasttransportgenehmigung nur Start- und Zielpunkt der Route, sowie Abmessungen 

und Gewichte der Ladung und die Fahrzeugkonfiguration erfordern würde. Die Route solle 

durch die Genehmigungsbehörde festgelegt werden. Der Befürchtung, dass dies zu ggf. 

längeren Streckenführungen führen könnte, halten die Unternehmen die wirtschaftlichen 

Vorteile durch die Zeitersparnis und Reduktion des Verwaltungsaufwands entgegen. Diese 

überwiegen aus ihrer Sicht die Nachteile, zumal die Genehmigung ohnehin dem Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit verpflichtet ist.   

Alternativ halten die Unternehmen die Offenlegung aller Daten für erforderlich, die für eine 

genehmigungsfähige Routenplanung notwendig sind. Dies betrifft insbesondere Statikdaten, 

wie sie z.B. in dem bei der Autobahn GmbH des Bundes für den eigenen Zuständigkeitsbereich 

vorhandenen Prüftool „GST.Autobahn“ vorliegen. Optimalerweise erfolgt die Darstellung über 

ein interaktives, vollautomatisiertes digitales Karten-Tool im digitalen Verfahrensmanagement 

für Großraum- und Schwertransporte „VEMAGS“. (Zuständigkeit: Bund) 
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(2) Digitales Antragsverfahren: Medienbruchfreies und einheitliches Fachverfahren   

Die Teilnehmenden schlagen vor, ein (bundesweit) einheitliches Fachverfahren für die 

Bearbeitung der Genehmigungsanträge einzusetzen. „VEMAGS“ als Tool für die 

Antragstellung fehlt hierfür mangels Schnittstellen zu den zu beteiligenden Trägern öffentlicher 

Belange derzeit die Eignung. Ein einheitliches Fachverfahren birgt aus Sicht der 

teilnehmenden Unternehmen erhebliches Beschleunigungs- und Vereinfachungspotential, da 

Medienbrüche vermieden werden und die zu beteiligenden Stellen automatisiert einbezogen 

werden können.  

Kurzfristig könnten Mindestanforderungen für die derzeit verschiedentlich genutzten 

Fachverfahren der Beteiligten definiert werden, um den Medienbrüchen zu begegnen. Dies ist 

u.a. deshalb erforderlich, weil die Genehmigungsbehörden den in VEMAGS gestellten GST 

Antrag derzeit nicht vollständig digitalisiert erhalten, sondern in einem PDF Dokument. Dieser 

Medienbruch zeitigt deutliche Nachteile: Beispielsweise muss der Bescheid erneut in 

VEMAGS eingegeben werden, um als digitale Textdatei zu den Antragstellenden zu gelangen, 

nachdem die Genehmigungsbehörde ihr Prüfverfahren bereits abgeschlossen hat. Darüber 

hinaus müssen Antragstellende, die einen elektronischen Beifahrer verwenden, die Textdatei 

mittels Einsatzes einer externen Software erneut digitalisieren, damit der Bescheid für das 

Fahrzeug automatisiert auslesbar ist. (Zuständigkeit: Bund/Land)  

 

(3) Ausweitung von Toleranzwerten bei Unterschreitungen der in der Erlaubnis 

angegebenen Maße und Gewichte   

Bisher gelten Lastunterschreitungen von 5% des beantragten Gewichts und bis zu 15 cm der 

beantragten Länge nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-

Ordnung (VwV-StVO, zu § 29 Abs. 3, Rn. 95) als mitgenehmigt. Weitere Unterschreitungen 

sowie jegliche Überschreitungen erfordern ein erneutes Genehmigungsverfahren. 

Insbesondere Lastunterschreitungen sollten nach überwiegender Ansicht der teilnehmenden 

Unternehmen in größerem Umfang ermöglicht werden, da letztlich die Infrastruktur geringer 

beansprucht wird. Hierfür bedürfte es einer Anpassung der VwV-StVO zu § 29 Abs. 3, Rn. 95. 

Ein entsprechender Vorschlag wird derzeit in der Ad-hoc AG GST erarbeitet und den Ländern 

im Rahmen der VMK zum Beschluss vorgelegt. (Zuständigkeit: Bund) 

 

(4) Experimentierklausel für Dauergenehmigungen im Hamburger Hafen 

Schwerlasttransporte zum und aus dem Hamburger Hafen erfolgen häufig unter 

wiederkehrend identischen Parametern (i.d.R. Vollauslastung gleicher 

Fahrzeugkonfigurationen, gleiche Routenführung zu Großlagern). Diese Transporte stellen 

sich quasi als „standardisiert“ dar.  
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Anstelle der Erteilung von Einzelgenehmigungen bietet es sich zur Entlastung aller Beteiligten 

an, für derartig standardisierte Fälle streckenbezogene Dauergenehmigungen zu erteilen. Die 

Teilnehmenden diskutierten, für bisher nicht dauergenehmigungsfähige Transporte (z.B. 

Rotorblätter) zu prüfen, ob auf Grundlage einer zu schaffenden Experimentierklausel in der 

StVO streckenbezogene Dauergenehmigungen im Hafengebiet erteilt werden können. Eine 

solche Experimentierklausel könnte von einzelnen Genehmigungsvoraussetzungen nach VwV 

StVO, zu § 29 Abs. 3, Rn. 98 ff. befreien. (Zuständigkeit: Bund (BMDV) für Änderungen VwV 

StVO, falls erforderlich HH/BVM beteiligt über Zustimmung Bundesrat) 

 

(5) „Fast Lane“ – Hamburger Hafen  

Für bestimmte Fälle sollten nach Ansicht der beteiligten Unternehmen sogenannte Fast Lanes 

eingeführt werden. Dies beträfe bspw. eilbedürftige Transporte für Schiffsabfertigungen oder 

den Transport von ausgefallenen Geräten, damit Baustellen schneller und effektiver bearbeitet 

werden. Es gibt zwar seitens der EGB Hamburg die Möglichkeit, eine sog. 

„Dringlichkeitsbescheinigung“ vorzulegen, jedoch liegt die Akzeptanz dieser Bescheinigung im 

Ermessen der Behörden und darf nicht vom Transportunternehmen ausgestellt werden. Dies 

bindet Kapazitäten auf Seiten aller Beteiligten und könne deutlich schlanker gehalten werden.  

Der Vorschlag steht vor der Hürde, dass eine priorisierte Genehmigungserteilung nur für eng 

begrenzte Einzelfälle gelten kann, da ansonsten die angestrebte Beschleunigungswirkung 

konterkariert wird. Zu den priorisierten Einzelfällen gehören gegenwärtig die Durchführung 

militärischer Transporte sowie die Transporte von Kabelrollen und Großtransformatoren für 

das Übertragungsnetz, sofern diese zur Behebung eines Havariefalls erforderlich sind. In 

beiden Fällen ist die Priorisierung durch ein überragendes öffentliches Interesse gerechtfertigt. 

Eine Ausdehnung der zu priorisierenden Fallgruppen ist nicht erforderlich, wenn die im 

Praxischeck sowie in der Ad-hoc Arbeitsgruppe GST identifizierten Vereinfachungs- und 

Beschleunigungsmaßnahmen zeitnah umgesetzt werden, da hiervon alle GST profitieren 

werden. Ziel muss es daher sein, GST insgesamt zu vereinfachen und zu beschleunigen. 

(Zuständigkeit: Genehmigungsbehörde) 

 

(6) Digitalisierung und Verschlankung von Genehmigungsbescheiden 

Bei der Durchführung von GST sind umfangreiche Anforderungen einzuhalten, die sich aus 

dem Genehmigungsbescheid ergeben. Hierzu gehört die Routenführung einschließlich 

dazugehöriger Auflagen, Beschränkungen und Fahrtanweisungen. Die Beachtung dieser 

Anforderungen wird in der Regel durch einen Beifahrer sichergestellt, der diese verstehen und 

den Fahrer entsprechend anleiten muss.  

Die teilnehmenden Unternehmen sehen erhebliches Verbesserungspotential bei der 

Formulierung von Genehmigungsbescheiden. Insbesondere eine klarere und einheitliche 
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Formulierung von Auflagen könnte zu einer spürbar besseren Handhabung von 

Genehmigungsbescheiden führen. Besonders hilfreich wäre die Integration einer „digitalen 

Karte“ in den Genehmigungsbescheid, die durch einen sog. „digitalen Beifahrer“ genutzt 

werden könnte.  Die Anleitung des Fahrers könnte dann rein digital erfolgen. Eine digitale 

Erteilung des Genehmigungsbescheids hat deutliches Beschleunigungspotential. Denn 

derzeit müssen die Routenführung und die dazugehörigen Anforderungen aufwandsintensiv 

manuell in das Assistenzsystem übertragen werden, da die Genehmigungsbescheide in nicht 

digitalisiert auslesbaren Textformaten erteilt werden. 

Die praxistaugliche Umsetzung des Bescheidformats erfolgt auf der Grundlage der Richtlinie 

zum Antrags- und Genehmigungsverfahren für die Durchführung von Großraum- und 

Schwertransporten (RGST) durch VEMAGs. Die RGST wird derzeit novelliert. Die 

Novellierung sollte alle Voraussetzungen für die Digitalisierung und Verschlankung des 

Bescheidformats schaffen. Zugleich sollten ausreichende Ressourcen zur Umsetzung für 

VEMAGS bereitgestellt werden. (Zuständigkeit: Bund/Land) 

 

(7) Konkretisierung auslegungsbedürftiger Rechtsbegriffe der VwV StVO 

Aktuell bestehen im Rahmen der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßenverkehr 

(GebOSt) unbestimmte Rechtsbegriffe sowie unklare Verfahrensanweisungen. Deshalb gibt 

es bei den Erlaubnis- und Genehmigungsbehörden (EGB) unterschiedliche 

Gebührenerhebungen, die zu einem massiven Ungleichgewicht gerade auch für Hamburger 

Antragsteller führt. Vorschläge zur Änderung der GebOSt erfolgten durch Hamburg bereits 

2021. Diese fanden aber in den Länderanhörungen keine Zustimmung. 

Konkret geht es um den Punkt „Summe aller am Verfahren beteiligten Stellen, einschließlich 

die des eigenen Bundeslandes.“ Dies sollte auf „Summe aller am Verfahren beteiligten 

Ländern sowie bundesweiten Institutionen“ geändert werden. Weiter sollte der „zusätzliche 

Arbeitsaufwand“ entweder gestrichen oder konkretisiert werden. So ist im „zusätzlichen 

Arbeitsaufwand“ die Rede von vielen oder sehr vielen Rückfragen. Hierzu fehlt eine 

entsprechende Definition. (Zuständigkeit: Bund) 

 

(8) Umsetzung der Ergebnisse aus VEMAGS-Dialogtour  

Die teilnehmenden Unternehmen halten eine zügige Umsetzung der Ergebnisse aus der 

VEMAGS-Dialogtour 2022/2023 für erforderlich. In gemeinsamen Workshops von VEMAGS 

mit Nutzerinnen und Nutzern der Plattform wurden vielfältige Optimierungspotentiale 

identifiziert. Konkret wurden 21 Verbesserungsvorschläge herausgearbeitet, u.a. zur 

Digitalisierung von Karten und Bescheiden. Die Umsetzung der Verbesserungsvorschläge 

steht noch aus, nach Information der Teilnehmenden vermutlich auch aufgrund einer 

fehlenden Finanzierung. (Zuständigkeit: Bund/Land) 
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(9) Schnittstellen für Fahrtwegerfassung – Baustellen  

Weiteres Beschleunigungspotential könnte nach Ansicht der Beteiligten gehoben werden, 

wenn tagesaktuelle Informationen über Baustellen auf Landesstraßen in VEMAGS 

bereitgestellt werden. Vorbild könnte das Prüftool „GST Autobahn“ der Autobahn des Bundes 

GmbH sein. Die Informationen sind für die korrekte Planung der Route erforderlich und müssen 

durch die Unternehmen derzeit über Landesdatenbanken selbst recherchiert werden. 

Unterstützt werden die Unternehmen dabei in Hamburg lediglich durch einen Newsletter der 

Genehmigungsbehörden. Der Newsletter fasst jedoch lediglich die bei den 

Genehmigungsbehörden vorliegenden Inforationen zusammen und wird nicht tagesaktuell 

erstellt und veröffentlicht.  (Zuständigkeit: Bund/Land) 

 

(10) Klare Analyse, welche Punkte antragsrelevant sind  

Im Antragsverfahren werden teilweise Daten erfragt, deren Sinn für die Antragstellenden nicht 

nachzuvollziehen ist. Auch werden für jedes Bundesland andere Daten abgefragt. Die 

Teilnehmenden wünschen sich eine einheitliche Abfrage unabhängig vom jeweiligen 

Bundesland und eine Transparenz darüber, warum auch vermeintlich nicht relevante Daten 

erfragt werden.   

Beispiel hierfür ist u.a. die Anfrage des Ladungsguts. An sich spielt es aus Sicht der Spediteure 

keine Rolle, ob es sich um Kisten, Maschinen oder Baumaschinen handelt, solange die 

angegebenen Massen und Maße stimmen. Darüber hinaus gibt es unterschiedliche Abfragen 

der Bundesländer hinsichtlich der Notwendigkeit der Angabe zu Kennzeichen und FIN 

Nummern bei z.B. Interdollys oder modularen Achsen. Hier wünschen sich die 

Antragstellenden Einheitlichkeit. (Zuständigkeit: Bund/Land) 

 

(11) Doppelanhörungen der Autobahn GmbH bei sog. „Kreuzungsbauwerken“ 

vermeiden  

Die Autobahn GmbH ist als auf Grund des § 6 des Infrastruktur-

gesellschaftserrichtungsgesetzes beliehene Gesellschaft privaten Rechts nach der neuen Ziff. 

104 VwV-StVO (V.4.) zu unterschiedlichen Zeitpunkten im Genehmigungsverfahren sowohl 

als Straßenbaulastträger als auch als Straßenverkehrsbehörde anzuhören, soweit 

Kreuzungsbauwerke (des Bundes) von der Routenplanung betroffen sind. In der Praxis führt 

dies derzeit zu zwei Anhörungen, je nachdem ob sie als Straßenbaulastträgerin oder 

Straßenverkehrsbehörde anzuhören ist. Die Teilnehmenden halten eine Regelung für sinnvoll, 

die es der Autobahn GmbH ermöglicht, in einer einzigen Anhörung sowohl zu Belangen der 

Straßenbaulast als auch des Straßenverkehrs Stellung zu nehmen. (Zuständigkeit: Bund) 


